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Einleitung 

Die vorliegende Abhandlung soll sich mit dem Grundsatz der Volks-
öffentlichkeit im Strafverfahren befassen. Sie unternimmt den Versuch, 
einen überblick zu geben über die Geschichte dieses bedeutsamen 
Prozeßprinzips von der germanischen Zeit bis zum Erlaß der Reichs-
justizgesetze (1877). Mit der Erschließung und Aufbereitung des Quellen-
materials mögen auch die gesellschaftlichen und politischen Zusammen-
hänge sichtbar werden, die für die verschiedenen Aufgaben und Erschei-
nungsformen des Instituts in der Vergangenheit bestimmend gewesen 
sind. 

Der Schwerpunkt der Arbeit liegt dabei auf der Behandlung der ersten 
Hälfte des 19. Jahrhunderts. Die tragenden Grundsätze, wie sie die heute 
geltenden Strafprozeßordnungen übereinstimmend kennzeichnen, sind 
weitgehend Errungenschaften dieser Zeit. 

Für die heutige Diskussion um die Gerichtsöffentlichkeit - sie tendiert 
vor allem mit Rücksicht auf den Angeklagten zu deren Einschränkung1 

-dürfte es dienlich sein, sich die allgemeinen rechtlichen Gesichtspunkte 
zu vergegenwärtigen, die vor Einführung dieses Verfahrensprinzips er-
örtert wurden. Hierzu eine Hilfestellung zu geben, ist die Aufgabe der 
beiden Topoikataloge. 

Ihnen liegen in erster Linie die literarischen Äußerungen des jewei-
ligen Zeitabschnitts zugrunde. Stichproben haben ergeben, daß die Be-
ratungen der Repräsentativkörperschaften keine zusätzlichen Gesichts-
punkte hervorbrachten und die Argumente, die das Schrifttum geliefert 
hatte, in der Hektik des politischen Tageskampfes an Prägnanz verloren. 
Das gilt freilich nicht für die Gesetzesmaterialien und Deputations-
berichte der Kammern. Daher haben wir exemplarisch die beiden Länder 
Baden und Sachsen herausgegriffen, die in der Öffentlichkeitsfrage eine 
gegensätzliche Position einnahmen, und ihre Materialien in den 2. Topoi-
katalog (1819 - 1848) aufgenommen. 

1 vgl. zuletzt: 
Herbst, L.: Öffentlichkeit der Hauptverhandlung, Arztgeheimnis und Schutz 
der Menschenwürde; in: Neue Juristische Wochenschrift, 22. Jg., 1969, S.546 
bis 548. 
Kühne, H.-H.: Ausschluß der Öffentlichkeit im Strafverfahren. Anhörung 
medizinischer und psychologischer Sachverständiger; in: Neue Juristische 
Wochenschrift, 24. Jg.,1971, S. 224 - 228. 
Rohde, F.: Die Öffentlichkeit im Strafprozeß, 1972. 



Erstes Kapitel 

Die Öffentlichkeit im Strafverfahren von 
der germanischen Zeit his zum Ausgang des 18. Jahrhunderts 

Für die Menschen in Frühzeit und Mittelalter war das Recht etwas 
Vorgegebenes, Ungesetztes und Ungeschriebenes. Als gutes altes Recht 
konnte es nur gefunden werden, und zwar im Gesamtwissen des Volkes, 
im Rechtsgefühl der Volksgemeinde oder ihrer Vertrauensmänner und 
in alten überlieferungen' . 

Da also die Findung des Rechts die Teilnahme des Volkes voraussetzte, 
war der Rechtsgang notwendig öffentlich in dem Sinne, daß alle, die mit-
zusprechen hatten, anwesend sein durften und sogar mußten (Ding-
pflicht). Nach der Typologie von Schuckert2 kann man diese Öffentlich-
keit als aktive und notwendige bezeichnen; im Unterschied dazu setzt 
der moderne Begriff der Gerichtsöffentlichkeit eine Trennung zwischen 
Gericht und Publikum voraus, die Öffentlichkeit ist passiv und fakultativ. 

Unter dem Vorsitz eines adligen Führers oder des Vorstehers einer 
Hundertschaft tagte in germanischer Zeit die Volksversammlung als 
ordentliches Gericht3• Die Aufgabe des Vorsitzenden erschöpfte sich dar-
in, einen Urteilsvorschlag von den Dinggenossen zu erfragen, der durch 
die Zustimmung (Vollbort) der Gerichtsgemeinde, dem "Umstand", zum 
Urteil erhoben wurde'. Jeder Anwesende hatte dabei das Recht, den 
Urteilsvorschlag durch die Urteilsschelte anzugreifen. Sie enthielt den 
Vorwurf der Rechtsbeugung und führte in der Regel zu einem Zwei-
kampf zwischen ScheIter und Gescholtenem5• Schließlich hatte die 
Gerichtsgemeinde auch am Vollzug der Strafe noch einigen Anteil. In 

1 Kern, F.: Recht und Staat im Mittelalter, 1965, S.25. Dazu kritisch: 
Käbler, G.: Das Recht im frühen Mittelalter, 1971, S. 223 ff. 

Z Schuckert, R.: Der Grundsatz der Volksöffentlichkeit im deutschen Zivil-
und Strafprozeßrecht, 1936, S. 3. 

B Hierbei ist freilich zu· beachten, . daß die Vorstellungen von richten, 
Richter und Gericht im deutschen Sprachgebiet ursprünglich nicht vorhanden 
waren; vgl. Käbler, G.: Richten - Richter - Gericht; in: Zeitschrift der 
Savigny-Stiftung für Rechtsgeschichte, Germ. AbtIg., 87. Bd., 1970, S. 57 - 113. 

, Kern, E.: Geschichte des Gerichtsverfassungsrechts, 1954, S.l; Conrad, H.: 
Deutsche Rechtsgeschichte, 1. Bd., 2. Aufl., 1962, S. 28. 

5 Conrad I, S. 28. 



1. Kap.: Die Öffentlichkeit im Strafverfahren bis zum Jahre 1800 13 

schweren Fällen, bei denen die Verfolgung im Interesse der Allgemein-
heit lag, gab es eine öffentliche Vollstreckung durch die Gesamtheit8• 

In der Zeit nach der Völkerwanderung, als sich allmählich das Stam-
meskönigtum entwickelt hatte, wurde der König oberster Gerichtsherr. 
Zwar lag der Schwerpunkt der Rechtspflege nach wie vor bei den Volks-
gerichten (Hundertschaftsgerichten), als Sprecher des Rechts schoben sich 
jedoch allmählich Zwischenglieder zwischen Gerichtshalter und Volk. So 
fand bei den Franken seit dem 6. Jahrhundert ein Ausschuß von Urteils-
findern, die "rachimburgi sedentes", das Urteil, das durch die Zustim-
mung der anwesenden Gemeinde Wirksamkeit erlangte7 • 

Wichtige Änderungen brachte die Einführung der Schöffenverfassung 
durch Karl den Großen8• Nun wurde die allgemeine Dingpflicht der 
fränkischen Untertanen auf wenige "echte" oder "ungebotene" Dinge 
beschränkt. Die Urteilsfindung ging ganz auf lebenslänglich bestellte 
Schöffen (scabini) über', die allein zum Besuch der "gebotenen" Dinge 
verpflichtet warenlO• Während beim echten Ding die widerspruchslose 
Entgegennahme des Schöffenurteils als stillschweigende Zustimmung der 
Gemeinde galt, lag die Urteilssprechung beim gebotenen Ding ganz in 
den Händen der Schöffenll• Zwar blieb auch hier die Gerichtsstätte 
weiterhin öffentlich, d. h. jeder Freie hatte Zutritt, zum ersten Mal war 
er aber nur noch in der Rolle eines passiven Zuschauers und Zuhörers 
gegenwärtig. 

Rein äußerlich, in seinen Formen, ruhte auch der Strafprozeß des Mit-
telalters auf den alten Grundlagen. Der innere Gehalt der Verfahrens-
öffentlichkeit ging jedoch durch die Sonderstellung der Schöffen immer 
mehr verloren. 

Seit dem 13. Jahrhundertl ! wirkten eine Reihe von Faktoren zusam-
men, die den allmählichen Untergang des öffentlichen Rechtsgangs her-

e Conrad I, S.30; SchröderlKünßberg: Lehrbuch der deutschen Rechts-
geschichte, 7. Aufl., 1932, S. 83. 

7 E. Kern, S. 4; Conrad I, S. 28. 
8 Sie wurde allerdings nicht in allen Teilen des Reiches eingeführt; vgl. 

E. Kern, S. 6. 
9 E. Kern, S.6; aus der älteren Literatur: Maurer, G. L.: Geschichte des 

altgermanischen und namentlich altbairischen oeffentlich-muendlichen Ge-
richtsverfahrens, 1824, S. 65. 

10 SchröderlKünßberg, S. 179. 
11 SchröderlKünßberg, S. 181. 
12 Zu den frühesten Quellen eines nichtöffentlichen Strafverfahrens gehört 

der um 1275 abgefaßte Schwabenspiegel: 
Landrecht, § 360 

(keiser karlen gebot) 
swer einen gezivg leiten wil. so sol in der rihter sunder nemen. vnde sol in 
vragen. also. sol er den gezivgen allen tvon. ir einer sol nvit sagen. daz ez der 
ander hoere. wan vor dem rihter. vnd vor den Iviten. 

(zit. nach Lassberg, F. L. A. v.: Der Schwabenspiegel oder Schwäbisches 
Land- und Lehen-Rechtbuch, 1840, S. 153). 
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